
Verwaltungsvorschrift 
 

für die Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden  
 
 

 
 
 
 
1 Unterkunftsarten 

Die Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden erfolgt in: 

1.1 Räumlichkeiten, die für eine selbständige Haushaltsführung bestimmt sind (Wohnungen), 

1.2 Räumlichkeiten, die für eine selbständige Haushaltsführung in Form einer Wohngemeinschaft 
bestimmt sind (Wohnprojekte), 

1.3 Räumlichkeiten, die für eine betreute Unterbringungsgemeinschaft bestimmt sind (Wohnhei-
me), 

1.4 Räumlichkeiten, die anstelle der in den Ziffern 1.1 bis 1.3 genannten Einrichtungen kurzfristig 
für eine gemeinschaftliche Unterbringung genutzt werden (Notunterkünfte). 

 

2 Unterbringungsstandards 

2.1 Unterbringungseinrichtungen im Sinne von Ziffer 1 müssen so beschaffen und ausgestattet 
sein, dass den Wohn-, Lebens- und Schutzbedürfnissen der Nutzenden in angemessener 
Weise Rechnung getragen wird. 

2.2 Die Unterbringung in Wohnungen (Ziffer 1.1) und Wohnprojekten (Ziffer 1.2) hat Vorrang, 
wenn Nutzende die persönlichen Voraussetzungen für eine selbständige Haushaltsführung er-
füllen. 

2.3 In Wohnprojekten (Ziffer 1.2) sollen nicht mehr als 100 Personen, in Wohnheimen (Ziffer 1.3)  
nicht mehr als 150 Personen untergebracht werden. Bei der Standortauswahl ist auf die Be-
lange des Stadtbezirkes und das sozialräumliche Umfeld Rücksicht zu nehmen. 

2.4 Die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften gemäß Ziffer 1.3 und Ziffer 1.4 soll in der 
Regel nicht länger als 12 Monate dauern, sofern es individuell und rechtlich möglich ist. 

2.5 Der einer Person zur Verfügung stehende individuelle Wohnraum darf grundsätzlich eine Grö-
ße von 10 qm nicht unterschreiten. 

 

3 Notunterkünfte 

3.1 In Notunterkünften gemäß Ziffer 1.4 dürfen bis zu 800 Personen untergebracht werden, wenn 
eine Unterbringung auf andere Weise nicht zu gewährleisten ist. 

3.2 Abweichend von Ziffer 2.4 Satz 2 gilt bei der Unterbringung in einer Notunterkunft grundsätz-
lich eine Mindestgröße von 6 qm Wohnraum pro Person. 

3.3 Als Notunterkünfte kommen nicht in Betracht: 

 bauliche Anlagen, die keinen ausreichenden Schutz vor Witterung bieten (z.B. Zelte), 

 bauliche Anlagen, die für andere öffentliche Zwecke benötigt werden. 
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4 Soziale Beratung und Betreuung 

4.1 Bei Wohnprojekten (Ziffer 1.2) und Wohnheimen (Ziffer 1.3) ist zu gewährleisten, dass die 
Nutzenden in den Einrichtungen durch staatlich anerkannte Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter 
beraten und betreut werden. Bei Wohnprojekten (Ziffer 1.2) beträgt der Betreuungsschlüssel 
1 : 60, bei Wohnheimen (Ziffer 1.3) und Notunterkünften (Ziffer 1.4) 1 : 33,3. 

4.2 In Abhängigkeit von der Größe der jeweiligen Einrichtung, ihrer Ausstattung, der Belegung 
und des sozialräumlichen Umfeldes sind bei Notunterkünften (Ziffer 1.4) ergänzende Angebo-
te zur sozialen Beratung und Betreuung zu schaffen. Für diese Angebote kommen neben 
staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern auch Personen in Betracht, die 
nach ihrer Ausbildung und Berufserfahrung sozialarbeiterische Tätigkeiten unterstützen und 
ergänzen können. 

 

5 Besondere Schutzvorkehrungen 

 Bei der Belegung einer Einrichtung, ihrer baulichen Gestaltung und ihrem Betrieb ist zu be-
achten, dass bestimmte Nutzergruppen (insbesondere Frauen und Kinder) besonderen 
Schutz vor Misshandlung und Gewalt beanspruchen. 

 

6. Kosten 

 Die Kosten der Unterbringung einschließlich der Nebenkosten (ohne Betriebsführungs- und 
Betreuungskosten) dürfen pro Person und Jahr einen Betrag von  5.100,00 € nicht überstei-
gen. 

 

7. Ausnahmen 

 Wesentliche Ausnahmen von dieser Verwaltungsvorschrift bedürfen der Zustimmung des 
Rates.  


